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Durch das 

„Gesetz zum Schutz der Bevölkerung 

 bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite“ 

wurde das Infektionsschutzgesetz zum 30. März 2020 geändert. Neu eingefügt wurde in 

das Gesetz ein Anspruch von erwerbstätigen Sorgeberechtigten auf die sogenannte Eltern-

Entschädigung. 

Wenn Einrichtungen zur Betreuung von Kindern oder Schulen von der zuständigen Be-

hörde zur Verhinderung der Verbreitung von Infektionen oder übertragbaren Krankheiten 

auf Grund des Infektionsschutzgesetzes vorübergehend geschlossen oder deren Betreten 

untersagt wird, dann müssen die Sorgeberechtigten ihre Kinder selbst betreuen, wenn sie 

keine anderweitige Betreuungsmöglichkeit finden. Erleiden sie deswegen einen Verdienst-

ausfall, dann können sie eine Entschädigung in Geld erhalten, die sogenannte Eltern-Ent-

schädigung. 

Diese Entschädigung hat der Arbeitgeber für die zuständige Behörde auszuzahlen. Die 

ausgezahlten Beträge werden ihm auf Antrag ersetzt.  

Der Arbeitgeber muss in Vorleistung gehen und wird daher ein großes Interesse daran 

haben, dieses Geld auch erstattet zu bekommen. Die Erstattung erfolgt aber nur, wenn die 

betroffenen Arbeitnehmer auch einen Anspruch haben und die vielfältigen Anspruchsvo-

raussetzungen erfüllen. 

Eine Überraschung werden sicherlich auch Arbeitgeber erleben, wenn sie merken, dass 

sie zur Entgeltfortzahlung ohne Erstattungsanspruch verpflichtet sind, weil für ihre Arbeits-

verhältnisse die Regelungen des § 616 BGB nicht ausgeschlossen (abbedungen) worden 

sind.  

Diese Arbeitshilfe will bei der Umsetzung dieser neuen Aufgaben Hilfestellung leisten. 

Vielleicht führt die Beschäftigung mit der Eltern-Entschädigung auch zu einer genaueren 

Beschäftigung mit den tariflichen und arbeitsvertraglichen Grundlagen der Arbeitsverhält-

nisse in der Einrichtung.  

 

Northeim und Rotenburg (Wümme) 

im April 2020 

Kurt Ditschler 

Ulrich Marahrens-Ditschler 
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Zur Verhinderung der Verbreitung von Infektionen oder übertragbaren Krankheiten können die zustän-

digen Behörden vorübergehend Einrichtungen zur Betreuung von Kindern oder Schulen schließen oder 

deren Betreten untersagen. 
Aufgrund dieser Maßnahmen droht erwerbstätigen Sorgeberechtigten, die ihre Kinder nunmehr selbst 
betreuen müssen und die keinen Anspruch auf eine Notbetreuung haben, Verdienstausfall. Zur Abfe-
derung dieser besonderen Härten wird nach § 56 Abs. 1 a Infektionsschutzgesetz eine Möglichkeit der 
Entgeltfortzahlung für Eltern geschaffen, die sogenannte „Eltern-Entschädigung“ 
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Schule 

nach Infektionsschutzgesetz zuständige Behörde 

Verhinderung der Verbreitung von Infektionen 

• schließt vorübergehend 
• untersagt vorübergehend das Betreten 

erwerbstätiger Sorgeberechtigter 

erleidet Verdienstausfall 

erhält Entschädigung 

hat eine anderweitige  
zumutbare Betreuungsmöglichkeit 

muss die Betreuung selbst übernehmen 

kann der Arbeit fernbleiben 

Einrichtung zur Kinderbetreuung 
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Wenn die Kinderbetreuungseinrichtung oder die Schule aufgrund einer behördlichen Anordnung ge-

schlossen werden, darf der Arbeitnehmer, der betreuungspflichtige Kinder hat, zwar grundsätzlich sein 

Tätigwerden verweigern, er geht dann aber regelmäßig seines Lohnanspruchs verlustig.  

Die Tätigkeit kann der Arbeitnehmer aber nur verweigern, wenn ihm keine andere zumutbare Betreu-

ungsmöglichkeit zur Verfügung steht. Wenn ein Anspruch auf eine Notbetreuung für Beschäftigte in 

einer Kritischen Infrastruktur besteht, hat der Arbeitnehmer kein Leistungsverweigerungsrecht. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitende Eltern sind grundsätzlich selbst für die Betreuung ihrer Kinder verantwortlich. Fehlende Be-

treuung erlaubt ihnen deshalb nicht, einfach daheimzubleiben. Wenn sie sich aber nachweislich und 

erfolglos um eine Betreuung bemüht haben und ihnen nicht zumutbar ist, dass sie ihre Kinder alleinlas-

sen, können sie von ihrem Recht zur Leistungsverweigerung Gebrauch machen.  

 

Die Schule wird am 16. März bis zum 19. April 2020 durch behördliche Anordnung geschlossen. 

Die Arbeitnehmerin muss für ihre 10-jährige Tochter prüfen, ob es eine andere zumutbare Betreuungs-

möglichkeit gibt. 

Wenn sie Anspruch auf eine Notbetreuung in der Schule hat, liegt kein Leistungsverweigerungsrecht 

vor. Sie ist weiterhin verpflichtet, ihre Arbeitsleistung zu erbringen. 

Es besteht für die Arbeitnehmerin kein Wahlrecht. 

Will sie dennoch die Betreuung selbst wahrnehmen, dann muss sie bei ihrem Arbeitgeber Urlaub bean-

tragen oder unbezahlten Sonderurlaub vereinbaren. Ein Anspruch auf Entschädigung durch das IfSG 

besteht in diesem Fall nicht. 

 

 

Der Schuldner kann die 
Leistung ferner verwei-
gern, wenn er die Leis-
tung persönlich zu er-
bringen hat und sie ihm 
unter Abwägung des sei-
ner Leistung entgegen-
stehenden Hindernisses 
mit dem Leistungsinte-
resse des Gläubigers 
nicht zugemutet werden 
kann. 

Braucht der Schuldner 
nach § 275 Abs. 1 bis 3 
nicht zu leisten, entfällt der 
Anspruch auf die Gegen-
leistung. 

§ 275 Abs.3 BGB § 326 Abs.1 BGB 

Leistungsverweigerungsrecht Verdienstausfall Leistungsverweigerungsrecht 

keine zumutbare andere Betreuungsmöglichkeit 

Schließung der Betreuungseinrichtung / Schule 


